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Richtlinie 
 
vom 4. Juli 2014 
 
betreffend das Sicherheitspersonal in öffentlichen Gaststätten und Geschäften (Art. 5 
Abs. 1 und 2 KSU) (Richtlinie Art. 5 KSU) 
__________________________________________________________________________ 
 

DIE KONKORDATSKOMMISSION 
 
gestützt auf Artikel 5 Abs. 1 und 2 und Artikel 28 des Konkordats vom 18. Oktober 1996 über 

die Sicherheitsunternehmen (das Konkordat; KSU) 
 
 
 

beschliesst 
 
 

folgende RICHTLINIE: 
 
 
 
1. Gegenstand 
 
 Diese Richtlinie definiert die in Artikel 5 Abs. 1 KSU verwendeten Begriffe öffentliche 

Gaststätte und Geschäft. Ferner bezeichnet sie die von der Richtlinie betroffenen 
Angestellten. 

 
 Sie legt ausserdem die Weiterbildungsanforderungen fest, denen die Angestellten 

unterstellt sind (vgl. Art. 5 Abs. 2 KSU), und regelt die Ausnahmen, in denen eine 
öffentliche Gaststätte einer anderen Sicherheitspersonal zur Verfügung stellen darf. 

 
 
2. Definitionen 
 
2.1 Öffentliche Gaststätte 
 
 Unter Gaststätte wird jede ständige oder saisonale Einrichtung verstanden, die für den 

Betrieb eines Unternehmens erstellt wurde, das einer unbestimmten Anzahl von 
Personen gegen Entgelt Unterkunft sowie Speisen oder Getränke, die an Ort und Stelle 
konsumiert werden können, anbietet. 

 
 Darunter fallen beispielsweise Dancings, Diskotheken, Kabaretts, Nachtklubs, Hotels, 

Cafés, Pubs, Café-Restaurants und Tea-Rooms. Nicht betroffen sind hingegen 
temporäre Einrichtungen wie provisorische Buvetten, die für eine temporäre 
Veranstaltung aufgestellt werden, selbst wenn sie der kantonalen Bewilligungspflicht für 
den Getränkeausschank unterstellt sind. 

 






